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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 22. November 1965 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr. Fischer und der 
Bundesrichter Dr. Hörr, Dr. Bukow, Dr. Schulze und 
Stimpol
für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des 7. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
in Düsseldorf vom 5* Juli 1963 wird auf Kosten 
der Beklagten zurückgewiesen.

Der Kläger ist Eigentümer des Motorschiffes "K 
II". Mit diesem Schiff führte er im Jahre 1958 Kies-

Unterfrachtführer aus. Für diese Fahrten erhielt der Klä­
ger ein Entgelt, das unter der tarifmäßig festgesetzten 
Fracht lag. Mit der Klage macht der Kläger die Nachfor­
derung des Unterschiedsbetrages von 6.405,64 DM nebst 
Zinsen geltend. Er behauptet, er habe nicht in Kenntnis 
des tarifmäßigen Entgeltes mit der Beklegten ein von die­
sem abweichendes Entgelt vereinbart.

Die Beklagte hat eingewendet, der Kläger habe ge­
wußt, daß er unter Tarif bezahlt werde, und sei damit 
einverstanden gewesen. Auch habe sie selbst von dem Ab­
sender (Befrachter), der Baustoffhandelsgesellschaft OflP 
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erhalten, die sie nach den gesetzlich zulässigen Abzügen 
an den Kläger weitergegeben habe.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, das Ober­
landesgericht hat ihr stattgegeben.

Mit der Revision erstrebt die Beklagte die Wieder­
herstellung des landgerichtlichen Urteils. Der Kläger 
bittot um Zurückweisung der Revision.

iSnt scheidungsgründe:

Das Berufungsgericht hat für die hier in Frage 
kommende Zeit eine Frachtverkürzung von 6.405»64 DM fest­
gestellt. Auf Grund der Beweisaufnahme ist es zu der Über­
zeugung gekommen, daß dem Kläger.bei Abschluß der Fracht­
verträge das amtlich festgesetzte Sntgelt nicht bekannt 
gev/esen sei -und daß sich der Kläger weder ausdrücklich 
noch stillschweigend mit einer untertariflichen Bezahlung 
einverstanden erklärt habe. Nach § 31 des Gesetzes über 
den gewerblichen Binnenschiffsverkehr vom 1. Oktober 1953 
(BSchVG, BGBl 1953 I, 1453) sei daher der Kläger - nicht 
die Bundesrepublik - zur Nachforderung des Unterschiedsbe- 
trages berechtigt.

Gegen die Ausführungen des Berufungsgerichts be­
stehen keine rechtlichen Bedenken. Rechtsirrig ist die Auf­
fassung der Revision, § 31 BSchVG gelte nicht für die aus 
Unterfrachtverträgen geschuldeten Vergütungen. Der Vertrag 
zwischen Hauptfrachtführer und Unterfrachtführer ist ein 
Frachtvertrag. Der Unterfrachtführer erhält für seine Ver­
kehrsleistungen amtlich festgesetzte (§§ 21 ff BSchVG) und 
damit vom Hauptfrachtführer geschuldete (§31 Abd. 1 S. 2 
BSchVG) Entgelte (Transportsätze usw.). Das ergibt sich
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schon aus dem Wortlaut des Gesetzes und entspricht auch 
seinem Zweck, im Wege staatlicher Lenkung dem die Verkehrs­
leistung erbringenden. Frachtführer angemessene Frachten zu 
gewährleisten (Kählitz, Las Gesetz über den gewerblichen 
Binnenschiffsverkehr S. 31; Vortisch-Zschucke, Binnen- 
ochiff-ahrts- und Flößereirecht, 3, Aufl. S.. 527). Nur 
eine solche .Auslegung wird auch dem weiteren Zweck des 
Gesetzes gerecht, die Leistungen und Entgelte der Binnen­
schiffahrt untereinander und mit denen der anderen Ver­
kehrsträger abzustimmen (vgl. § 33 BSchVG, jetzt in der 
Fassung des Änderungsgesetzes vom 1. August 1961, BGBl 
I, 1163). Hit ihrem Binwand, der vom Absender untertarif­
lich bezahlte Hauptfrachtführer müßte zugunsten des Unter- 
frachtführers draufzahlen, kann die Revision angesichts 
der zwingenden gesetzlichen Regelung nicht durchdringen.

Unbegründet ist auch der Revisionsangriff, das Be­
rufungsgericht habe übersehen, daß der Klageanspruch ver­
jährt sei. Wie die Revision selbst zugibt, hat die Beklag­
te die Einrede der Verjährung bis zum Schluß der letzten 
mündlichen Verhandlung in der Berufungsinstanz nicht er­
hoben. Las Berufungsgericht durfte sich daher mit der 
Frage der Verjährung nicht befassen. Lie Revision meint, 
der Zahlungsbefehl habe die Verjährung nicht unterbrochen, 
da er mangels eines Antrages auf Erlassung eines Zahlungs­
befehls unzulässig gewesen sei, was die Beklagte nicht ge­
wußt habe. Hs ist aber gleichgültig, aus welchen Gründen 
die Beklagte die Einrede nicht erhoben hat. Bine Ver­
letzung des § 139 ZPO kommt nicht in Frage, da das Ge­
richt nicht verpflichtet ist, eine Partei darauf hinzu­
weisen, daß ein Anspruch möglicherweise verjährt ist. Es 
gehört zum Parteivorbringen, wenn eine Partei die Ein­
rede der Verjährung erhebt} in der Revisionsinstanz kann
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ein solcher neuer Parteivortrag nicht berücksichtigt wer­
den (§ 561 Abs. 1 ZPO; BGHZ 1, 254, 259). Dem Senat ist 
es daher verwehrt zu prüfen, ob die jSinrede sachlich be­
rechtigt wäre.

Nach alldem war die Revision als unbegründet mit 
der Kostenfolge aus § 97 Abs. 1 ZPO zurückzuweisen.

Dr. Fischer Br. Nörr Dr. Bukow

Br. Schulze Stimpel
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